
I. Geltungsbereich, Vertragsschluss
Aufträge werden ausschließlich auf der Grundlage nachfolgender Bedingun-
gen ausgeführt. Abweichende Regelungen bedürfen der Schriftform.

II. Preise
1. Die im Angebot des Auftragnehmers genannten Preise gelten unter dem

Vorbehalt, dass die der Angebotsabgabe zugrundegelegten Auftragsdaten
unverändert bleiben, längstens jedoch vier Monate nach Eingang des
Angebotes beim Auftraggeber. Bei Aufträgen mit Lieferung an Dritte gilt
der Besteller als Auftraggeber, soweit keine anderweitige ausdrückliche
Vereinbarung getroffen wurde.
Die Preise des Auftragnehmers enthalten keine Mehrwertsteuer. Die
Preise des Auftragnehmers gelten ab Werk. Sie schließen Verpackung,
Fracht, Porto, Versicherung und sonstige Versandkosten nicht ein.

2. Nachträgliche Änderungen auf Veranlassung des Auftraggebers ein-
schließlich des dadurch verursachten Maschinenstillstandes werden dem
Auftraggeber berechnet. Als nachträgliche Änderungen gelten auch Wie-
derholungen von Probeandrucken, die vom Auftraggeber wegen gering-
fügiger Abweichung von der Vorlage verlangt werden.

3. Die Anfertigung von Entwürfen und sämtliche sonstigen Tätigkeiten, die
der Auftragnehmer für den Auftraggeber erbringt, sind kostenpflichtig,
sofern nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart ist. Skizzen, Entwürfe,
Probesatz, Probedrucke, Muster, Korrekturabzüge und ähnliche Vorarbei-
ten, die vom Auftraggeber veranlasst sind, werden berechnet. Der Auf-
tragnehmer ist nicht verpflichtet, vom Besteller angelieferte Materialien
insbesondere Druckbogen auf Beschaffenheit und Menge zu überprüfen;
irgendwelche Ansprüche hieraus werden ausdrücklich abgelehnt. Es sei
denn, die Mängel wären ohne weiteres erkennbar.

4. Der Besteller kann nachträgliche Änderungen in der Beschaffenheit der
Leistungen nur im Rahmen der Leistungsfähigkeit des Auftragnehmers
verlangen, es sei denn, dies ist für den Auftragnehmer aus betrieblichen
Gründen unzumutbar. Werden durch Änderungen in der Beschaffenheit
der Leistung die Grundlagen des Preises für die im Vertrag vorgesehene
Leistung geändert, so ist ein neuer Preis unter Berücksichtigung der
Mehr- und Minderkosten zu vereinbaren. In der Vereinbarung sind
etwaige Auswirkungen der Leistungsänderungen auf sonstige Vertrags-
bedingungen, insbesondere auf Ausführungsfristen zu berücksichtigen.
Diese Vereinbarung soll unverzüglich getroffen werden. Das gleiche gilt
für unvorhersehbare Änderungen der im Angebot veranschlagten Leis-
tungen, die zur Durchführung des Auftrages notwendig sind.

5. Bei Reparaturarbeiten in der Buchbinderei kann dem Besteller, soweit dies
technisch und fachlich überhaupt möglich ist, nur ein unverbindlicher
Preisrahmen genannt werden. Die tatsächliche Abrechnung erfolgt nach
Aufwand zu dem vereinbarten Stundenverrechnungssatz.
Der Besteller kann eine Preisgrenze setzen. Wird bei Ausführung der
Reparatur eine nicht unerhebliche Überschreitung des Preisrahmens
erkennbar, ist das Einverständnis des Bestellers für die weitere Durch-
führung einzuholen. Erteilt der Besteller das Einverständnis nicht, hat er
die bisher entstandenen Reparaturkosten zu bezahlen. 

III. Zahlung
1. Die Zahlung hat sofort nach Erhalt der Rechnung ohne jeden Abzug zu

erfolgen. Eine etwaige Skontovereinbarung bezieht sich nicht auf Fracht,
Porto, Versicherung oder sonstige Versandkosten. Die Rechnung wird
unter dem Tag der Lieferung, Teillieferung oder Lieferbereitschaft (Hol-
schuld, Annahmeverzug) ausgestellt.
Wechsel werden nur nach besonderer Vereinbarung und zahlungshalber
ohne Skontogewährung angenommen. Diskont und Spesen trägt der Auf-
traggeber. Sie sind vom Auftraggeber sofort zu zahlen. Für die rechtzei-
tige Vorlegung, Protestierung, Benachrichtigung und Zurückleitung des
Wechsels bei Nichteinlösung haftet der Auftragnehmer nicht, sofern ihm
oder seinem Erfüllungsgehilfen nicht Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit
zur Last fallen.

2. Bei außergewöhnlichen Vorleistungen kann angemessene Vorauszahlung
verlangt werden.

3. Der Auftraggeber kann nur mit einer unbestrittenen oder rechtskräftig
festgestellten Forderung aufrechnen. Einem Auftraggeber, der Vollkauf-
mann im Sinne des HGB ist, stehen Zurückbehaltungsrechte nicht zu. Die
Rechte nach § 320 BGB bleiben jedoch erhalten, solange und soweit der
Auftragnehmer seinen Verpflichtungen nach Abschnitt VI.3. nicht nach-
gekommen ist. Der Auftraggeber kann nur mit einer unbestrittenen und
rechtskräftig festgestellten Forderungen aufrechnen. Ein Zurückbehal-
tungsrecht steht ihm nicht zu, soweit er Vollkaufmann ist.

4. Ist die Erfüllung des Zahlungsanspruches wegen einer nach Vertrags-
schluss eingetretenen oder bekannt gewordenen Verschlechterung der
Vermögensverhältnisse des Auftraggebers gefährdet, so kann der Auf-
tragnehmer Vorauszahlung verlangen, noch nicht ausgelieferte Ware
zurückhalten sowie die Weiterarbeit einstellen. Diese Rechte stehen dem
Auftragnehmer auch zu, wenn der Auftraggeber sich mit der Bezahlung
von Lieferungen in Verzug befindet, die auf dem selben rechtlichen Ver-
hältnis beruhen. Wird dem Auftragnehmer nach Abschluss des Vertrages
bekannt, dass sich die Vermögenslage des Bestellers wesentlich ver-
schlechtert hat, so kann der Auftragnehmer für die Gegenleistung Sicher-
heit verlangen. Als wesentliche Vermögensverschlechterung sind insbe-
sondere der Antrag auf Eröffnung eines außergerichtlichen bzw. gericht-
lichen Vergleichs- oder Konkursverfahrens zu verstehen. Ebenso zählt
hierzu die Eintragung in das Schuldnerverzeichnis gem. §915 ZPO.

5. Bei Zahlungsverzug sind Verzugszinsen in Höhe von 8 % über dem jewei-
ligen Basiszinssatz zu zahlen, der gemäß dem Diskontsatz-Überleitungs-
Gesetz von der Europäischen Zentralbank  veröffentlicht wird. Die Gel-
tendmachung weiteren Verzugsschadens wird hierdurch nicht ausge-
schlossen.

IV. Lieferung
1. Hat sich der Auftragnehmer zum Versand verpflichtet, so nimmt er diesen

für den Auftraggeber mit der gebotenen Sorgfalt vor, haftet jedoch nur für
Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. Die Gefahr geht auf den Auftraggeber
über, sobald die Sendung an die den Transport durchführende Person
übergeben worden ist.

2. Liefertermine sind nur gültig, wenn sie vom Auftragnehmer ausdrücklich
bestätigt werden. Wird der Vertrag schriftlich abgeschlossen, bedarf auch
die Bestätigung über den Liefertermin der Schriftform.

3. Gerät der Auftragnehmer in Verzug, so ist ihm zunächst eine angemes-
sene Nachfrist zu gewähren. Nach fruchtlosem Ablauf der Nachfrist kann
der Auftraggeber vom Vertrag zurücktreten. § 361 BGB bleibt unberührt.

4. Betriebsstörungen – sowohl im Betrieb des Auftragnehmers als auch in
dem eines Zulieferers – insbesondere Streik, Aussperrung sowie alle son-
stigen Fälle höherer Gewalt, berechtigen nicht zur Kündigung des Ver-
tragsverhältnisses. Die Grundsätze über den Wegfall der Geschäftsgrund-
lage bleiben unberührt.

5. Dem Auftragnehmer steht an vom Auftraggeber angelieferten Druck- und
Stempelvorlagen, Manuskripten, Rohmaterialien und sonstigen Gegen-
ständen ein Zurückbehaltungsrecht gemäß § 369 HGB bis zur vollständi-

gen Erfüllung aller fälligen Forderungen aus der Geschäftsverbindung zu.
6. Der Auftragnehmer nimmt im Rahmen der ihm aufgrund der Ver-

packungsverordnung obliegenden Pflichten Verpackungen zurück. Der
Auftraggeber kann Verpackungen im Betrieb des Auftragnehmers zu den
üblichen Geschäftszeiten nach rechtzeitiger vorheriger Anmeldung
zurückgeben, es sei denn, ihm ist eine andere Annahme-/Sammelstelle
benannt worden. Die Verpackungen können dem Auftragnehmer auch bei
der Lieferung zurückgegeben werden, es sei denn, ihm ist eine andere
Annahme-/Sammelstelle benannt worden. Zurückgenommen werden
Verpackungen nur unmittelbar nach Auslieferung der Ware, bei Folgelie-
ferungen nur nach rechtzeitiger vorheriger Mitteilung und Bereitstellung.
Die Kosten des Transportes der gebrauchten Verpackungen trägt der Auf-
traggeber, ist eine benannte Annahme-/Sammelstelle weiter entfernt als
der Betrieb des Auftragnehmers, so trägt der Auftraggeber lediglich die
Transportkosten, die für eine Entfernung bis zum Betrieb des Auftragneh-
mers entstehen würden. Die zurückgegebenen Verpackungen müssen
sauber, frei von Fremdstoffen und nach unterschiedlicher Verpackung
sortiert sein. Andernfalls ist der Auftragnehmer berechtigt, vom Auftrag-
geber die bei der Entsorgung entstehenden Mehrkosten zu verlangen.

7. Bestimmt der Besteller weder Beförderungsweg noch Beförderungsmittel,
bestimmt sie der Auftragnehmer unter Beachtung der Interessen des
Bestellers. Stellt der Besteller keine Transportverpackung zur Verfügung
und verlangt keine bestimmte Verpackungsart, erfolgt sie ebenso nach
Wahl des Auftragnehmers. Sie wird in jedem Fall nur zu Selbstkosten
berechnet und nicht zurückgenommen. Bei Rückgabe genormter Paletten
(Euro-Paletten) in einwandfreiem Zustand binnen 4 Wochen frei Haus an
den Auftragnehmer wird eine Gutschrift erteilt.
Sieht sich der Auftragnehmer in der ordnungsgemäßen Ausführung der
Leistung behindert, teilt er dies dem Besteller unverzüglich und schriftlich
mit. Diese Anzeige kann jedoch unterbleiben, wenn die zugrunde liegen-
den Tatsachen dem Auftraggeber bekannt sind. Die Ausführungsfristen
werden angemessen verlängert, wenn die Behinderung im Betrieb des
Auftragnehmers nicht zu vertretende Umstände, Streik oder durch recht-
lich zulässige Aussperrung verursacht worden ist. Gleiches gilt für solche
Behinderungen von Unterauftragnehmern und Zulieferern, soweit und
solange der Auftragnehmer tatsächlich oder rechtlich gehindert ist,
Ersatzbeschaffungen vorzunehmen. Sobald die hindernden Umstände
wegfallen, wird der Auftragnehmer unter schriftlicher Mitteilung an den
Besteller die Ausführung der Leistung unverzüglich wieder aufnehmen.
Sofern nichts anderes vereinbart ist, sind die Parteien, wenn die vom Auf-
tragnehmer nicht zu vertretende Behinderung länger als 3 Monate seit
Zugang der Mitteilung oder Eintritt des offenen Ereignisses dauert,
berechtigt, binnen 30 Tagen nach Ablauf dieser Zeit durch schriftliche
Erklärung den Vertrag mit sofortiger Wirkung zu kündigen oder ganz oder
teilweise von ihm zurückzutreten. Im Falle der Kündigung sind die bis
dahin bewirkten Leistungen nach den Vertragspreisen abzurechnen. Im
übrigen sind dem Auftragnehmer die Kosten zu vergüten, die ihm bei der
teilweisen Auftragsausführung bereits entstanden und die in den Ver-
tragspreisen dieses nicht ausgeführten Teils der Vergütung enthalten
sind.

V. Eigentumsvorbehalt
1. Die gelieferte Ware bleibt bis zur vollständigen Bezahlung Eigentum des

Auftragnehmers.
2. Die nachfolgenden Regelungen gelten nur im kaufmännischen Verkehr.

Die gelieferte Ware bleibt bis zur vollständigen Bezahlung aller zum
Rechnungsdatum bestehenden Forderungen des Auftragnehmers gegen
den Auftraggeber sein Eigentum. Zur Weiterveräußerung ist der Auftrag-
geber nur im ordnungsgemäßen Geschäftsgang berechtigt. Der Auftrag-
geber tritt seine Forderungen aus der Weiterveräußerung hierdurch an
den Auftragnehmer ab. Der Auftragnehmer nimmt die Abtretung hiermit
an. Spätestens im Falle des Verzugs ist der Auftraggeber verpflichtet, den
Schuldner der abgetretenen Forderung zu nennen. Übersteigt der Wert
der für den Auftragnehmer bestehenden Sicherheiten dessen Forderung
insgesamt um mehr als 20 %, so ist der Auftragnehmer auf Verlangen
des Auftraggebers oder eines durch die Übersicherung des Auftragneh-
mers beeinträchtigten Dritten insoweit zur Freigabe von Sicherungen
nach Wahl des Auftragnehmers verpflichtet.

3. Bei Be- oder Verarbeitung vom Auftragnehmer und in dessen Eigentum
stehender Waren ist der Auftragnehmer als Hersteller gemäß § 950 BGB
anzusehen und behält in jedem Zeitpunkt der Verarbeitung Eigentum an
den Erzeugnissen. Sind Dritte an der Be- und Verarbeitung beteiligt, ist
der Auftragnehmer auf einen Miteigentumsanteil in Höhe des Rech-
nungswertes der Vorbehaltsware beschränkt. Das so erworbene Eigen-
tum gilt als Vorbehaltseigentum.

4. An Entwürfen und Reinzeichnungen werden nur Nutzungsrechte einge-
räumt, nicht jedoch Eigentumsrechte übertragen.

5. Der Auftragnehmer ist nicht verpflichtet, Dateien oder Layouts, die im
Computer erstellt wurden, an den Auftraggeber herauszugeben. Wünscht
der Auftraggeber die Herausgabe von Computerdaten, so ist dies geson-
dert zu vereinbaren und zu vergüten. Hat der Auftragnehmer dem Auf-
traggeber Computerdateien zur Verfügung gestellt, dürfen diese nur mit
vorheriger Zustimmung des Auftragnehmers geändert werden.

6. Im kaufmännischen Verkehr gelten die Handelsbräuche der
Druckindustrie (z.B. keine Herausgabepflicht von Zwischener-
zeugnissen wie Daten, Lithos oder Druckplatten, die zur Herstel-
lung des geschuldeten Endprodukts erstellt werden), sofern kein
abweichender Auftrag erteilt wurde.

7. Dem Auftraggeber zustehende Produkte, insbesondere Daten und
Datenträger, werden vom Auftragnehmer nur nach ausdrücklicher
Vereinbarung und gegen besondere Vergütung über den Zeitpunkt
der Übergabe des Endprodukts an den Auftraggeber oder seine
Erfüllungsgehilfen hinaus archiviert. Sollen die vorbezeichneten
Gegenstände versichert werden, so hat dies bei fehlender Verein-
barung der Auftraggeber selbst zu besorgen.

VI. Urheberrecht und Nutzungsrecht
1. Der Auftraggeber haftet allein, wenn durch die Ausführung seines Auftra-

ges Rechte, insbesondere Urheberrechte Dritter, verletzt werden. Der Auf-
traggeber hat den Auftragnehmer von allen Ansprüchen Dritter wegen
einer solchen Rechtsverletzung freizustellen.

2. Alle Entwürfe und Reinzeichnungen unterliegen dem Urheberrechtsge-
setz. Die Bestimmungen des Urheberrechtsgesetz gelten auch dann,
wenn die nach § 2 UrhG erforderliche Schöpfungshöhe nicht erreicht ist. 

3. Die Entwürfe und Reinzeichnungen dürfen ohne ausdrückliche Einwilli-
gung des Auftragnehmers weder im Original noch bei der Reproduktion
verändert werden. Jede Nachahmung - auch von Teilen - ist unzulässig.
Ein Verstoß gegen diese Bestimmung berechtigt den Auftragnehmer, eine
Vertragsstrafe zu verlangen. 

VII. Beanstandungen, Gewährleistungen
1. Der Auftraggeber hat die Vertragsgemäßheit der gelieferten Ware sowie

der zur Korrektur übersandten Vor- und Zwischenerzeugnisse in jedem

Fall zu prüfen. Die Gefahr etwaiger Fehler geht mit der Druckreif-
erklärung/Fertigungsreiferklärung auf den Auftraggeber über, soweit es
sich nicht um Fehler handelt, die erst in dem sich an die Druckreif-
erklärung/Fertigungsreiferklärung anschließenden Fertigungsvorgangs
entstanden sind oder erkannt werden konnten. Das gleiche gilt für alle
sonstigen Freigabeerklärungen des Auftraggebers.

2. Beanstandungen sind nur innerhalb einer Woche nach Empfang der Ware
zulässig. Versteckte Mängel, die nach der unverzüglichen Untersuchung
nicht zu finden sind, müssen innerhalb der gesetzlichen Gewährleis-
tungsfrist geltend gemacht werden.

3. Bei berechtigten Beanstandungen ist der Auftragnehmer nach seiner Wahl
unter Ausschluss anderer Ansprüche zur Nachbesserung und/oder
Ersatzlieferung verpflichtet, und zwar bis zur Höhe des Auftragswertes, es
sei denn, eine zugesicherte Eigenschaft fehlt oder dem Auftragnehmer
oder seinem Erfüllungsgehilfen fallen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit
zur Last. Das gleiche gilt für den Fall einer berechtigten Beanstandung der
Nachbesserung oder Ersatzlieferung. Im Falle verzögerter, unterlassener
oder misslungener Nachbesserung oder Ersatzlieferung kann der Auftrag-
geber Herabsetzung der Vergütung (Minderung) oder Rückgängigma-
chung des Vertrages (Wandelung) verlangen.

4. Mängel eines Teils der gelieferten Ware berechtigen nicht zur Beanstan-
dung der gesamten Lieferung, es sei denn, dass die Teillieferung für den
Auftraggeber ohne Interesse ist.

5. Bei farbigen Reproduktionen in allen Herstellungsverfahren können
geringfügige Abweichungen vom Original nicht beanstandet werden. Das
gleiche gilt für den Vergleich zwischen Andrucken und Auflagendruck.

6. Für Abweichungen in der Beschaffenheit des eingesetzten Materials haf-
tet der Auftragnehmer nur bis zur Höhe der eigenen Ansprüche gegen den
jeweiligen Zulieferanten. In einem solchen Fall ist der Auftragnehmer von
seiner Haftung befreit, wenn er seine Ansprüche gegen die Zulieferanten
an den Auftraggeber abtritt. Der Auftragnehmer haftet, soweit Ansprüche
gegen den Zulieferanten durch Verschulden des Auftragnehmers nicht
bestehen oder nicht durchsetzbar sind.

7. Zulieferungen (auch Datenträger) durch den Auftraggeber oder durch
einen von ihm eingeschalteten Dritten unterliegen keiner Prüfungspflicht
seitens des Auftragnehmers.

8. Mehr- oder Minderlieferungen bis zu 10 % der bestellten Auflage können
nicht beanstandet werden. Berechnet wird die gelieferte Menge. Bei Lie-
ferungen aus Papiersonderanfertigungen unter 1.000 kg erhöht sich der
Prozentsatz auf 20 %, unter 2.000 kg auf 15 %.
Die für die Ausführung erforderlichen Unterlagen sind dem Auftragneh-
mer unentgeltlich und rechtzeitig zu übergeben, soweit sie nicht allge-
mein zugänglich sind. Vom Besteller zu stellendes Auftragsgut ist dem
Auftragnehmer verarbeitungsfertig bereitzustellen (z.B. Standbogen, Lay-
out, Werkzeichnungen mit Maßangaben etc. müssen vollständig beige-
fügt werden). Fehlen diese oder sind sie unvollständig, hat der Besteller
die hieraus entstehenden Kosten für neue Arbeitsvorbereitungen, Arbeits-
unterbrechungen etc. zu tragen. Das Fehlen oder die Unvollständigkeit
der Unterlagen wird der Auftragnehmer unverzüglich anzeigen.

9. Die Abnahme durch den Besteller hat grundsätzlich innerhalb von 2
Wochen nach Fertigstellungsanzeige zu erfolgen. Wenn der Versand oder
die Übergabe der fertiggestellten Leistung auf Wunsch des Auftraggebers
über den im Vertrag vorgesehenen Termin hinausgeschoben wird, so
geht - sofern nicht ein anderer Zeitpunkt vereinbart ist - ab dem Zeitraum
der Verschiebung die Gefahr auf den Auftraggeber über.
Werden die Auftragsgegenstände innerhalb von 2 Wochen nach Fertig-
stellungsanzeige nicht abgeholt, so kann der Auftragnehmer vom Ablauf
dieser Frist an diese auf Kosten und Risiko des Bestellers einlagern.
Werden die Auftragsgegenstände nicht innerhalb von 3 Monaten nach der
Fertigstellungsanzeige abgeholt, dann entfällt die Verpflichtung zur weite-
ren Aufbewahrung und jede Haftung für leicht fahrlässige Beschädigung
oder Untergang. Einen Monat vor Ablauf dieser Frist wird dem Besteller
eine Verkaufsandrohung zugeschickt. Nach Ablauf dieser Frist ist der Auf-
tragnehmer berechtigt, die Auftragsgegenstände zur Deckung seiner
Kosten öffentlich versteigern zu lassen; ein etwaiger Mehrerlös ist dem
Besteller unter Abzug aller Aufwendungen und Kosten zu erstatten. 

VIII. Haftung
1. Der Auftragnehmer haftet grundsätzlich nur, soweit er Schäden durch vor-

sätzliches oder grobfahrlässiges Handeln verursacht hat.
2. Im übrigen gelten für die Haftung des Auftragnehmers bei Fahrlässigkeit

nachfolgende Regelungen:
Schadensersatzansprüche wegen Mangelfolgeschäden, aus positiver Ver-
tragsverletzung, Verschulden bei Vertragsabschluss und unerlaubter
Handlung sind ausgeschlossen. Hat der Auftrag Lohnveredlungsarbeiten
oder Weiterverarbeitung von Druckerzeugnissen zum Gegenstand, so
haftet der Auftragnehmer nicht für die dadurch verursachte Beeinträchti-
gung des zu veredelnden oder weiterzuverarbeitenden Erzeugnisses.
Schadensersatzansprüche wegen Unmöglichkeit und Verzug sind
beschränkt auf die Höhe des Auftragswertes (Eigenleistung ausschließ-
lich Vorleistung und Material).

3. Vorstehende Haftungsbeschränkungen gelten im gleichen Umfang für die
Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen des Auftragnehmers.

4. Im kaufmännischen Verkehr haftet der Auftragnehmer stets nur für Schä-
den, die durch vorsätzliches oder grobfahrlässiges Handeln verursacht
wurden.

5. Vorstehende Haftungsbeschränkungen gelten nicht bei schuldhaften Ver-
stößen gegen wesentliche Vertragspflichten, soweit die Erreichung des
Vertragszwecks gefährdet wird, bei Fehlern zugesicherter Eigenschaften
sowie in Fällen zwingender Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz.

IX. Periodische Arbeiten
Verträge über regelmäßig wiederkehrende Arbeiten können mit einer Frist von
mindestens 3 Monaten zum Schluss eines Monats gekündigt werden.

X. Impressum
Der Auftragnehmer kann auf den Vertragserzeugnissen mit Zustimmung des
Auftraggebers in geeigneter Weise auf seine Firma hinweisen. Der Auftragge-
ber kann die Zustimmung nur verweigern, wenn er hieran ein überwiegendes
Interesse hat.

XI. Erfüllungsort, Gerichtsstand, Wirksamkeit
1. Erfüllungsort und Gerichtsstand sind, wenn der Auftraggeber Vollkauf-

mann im Sinne des HGB ist oder im Inland keinen allgemeinen Gerichts-
stand hat, für alle sich aus dem Vertragsverhältnis ergebenden Streitig-
keiten einschließlich Scheck-, Wechsel- und Urkundenprozesse, der Sitz
des Auftragnehmers. Auf das Vertragsverhältnis findet deutsches Recht
Anwendung. UN-Kaufrecht ist ausgeschlossen.

2. Durch etwaige Unwirksamkeit einer oder mehrerer Bestimmungen wird
die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt.
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